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Sehr geehrte Mitburgerinnen und Mitburger

Wir freuen uns, Sie zur "Sommer-Gmeind" 2018 einladen zu durfen. Im An-
schluss an die Versammlung wird ein Apéro offeriert. Fur lhre Teilnahme und
das Interesse am Gemeindegeschehen danken wir Ihnen.
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Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 5. Dezember 2017

Rechenschaftsbericht 2017

Rechnung 2017

Kreditabrechnungen

4.1 Sanierung Schwimmbad "Wiemel"

4.2 Strassen- und Werkleitungssanierung Schliffenenweg-Buechzelgli-
strasse

4.3 Werkleitungssanierung Altwiesenstrasse

Einblrgerungen

Teilanderung Nutzungsplanung "Grosszelg", LANDI

Baurecht auf Parzelle 937 fur Werkhof "Tagerhard"

Bau Werkhof "Tagerhard"; Verpflichtungskredit

Verschiedenes

Woirenlos, 30. April 2018

GEMEINDERAT WURENLOS



Hinweise

- Die Akten zu den traktandierten Sachgeschaften der Einwohnergemeinde-
versammlung liegen in der Zeit vom 25. Mai 2018 - 7. Juni 2018 wahrend
der ordentlichen Burostunden in der Gemeindekanzlei zur Einsichtnahme
auf.

- Falls Sie detaillierte Auskunfte zum Rechnungsabschluss 2017 wilnschen,
wenden Sie sich bitte vor der Gemeindeversammlung an ein Mitglied des
Gemeinderates oder an die Finanzverwaltung. Sie tragen damit zur spediti-
ven Abwicklung der Geschafte bei.

- Bitte an alle Diskussionsteilnehmer: Beniitzen Sie unbedingt das Mikro-
fon und nennen Sie zu Beginn der Wortmeldung lhren Vornamen und
Namen. Nur so werden Sie von allen Versammlungsteilnehmern richtig ver-
standen und Sie erleichtern damit die prazise ProtokollfUhrung. Im Interesse
eines speditiven Versammlungsablaufs soll die Redezeit auf das notwendige
Mass beschrankt werden. Besten Dank fur das Verstandnis und lhre
Mithilfe.



Traktandum 1

Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 5. Dezember 2017

Der Gemeinderat hat das Protokoll der Versammlung vom 5. Dezember 2017
eingesehen und als in Ordnung befunden. Das Protokoll lag mit den ubrigen
Versammlungsakten wahrend der Auflagefrist in der Gemeindekanzlei auf. Es
kann jederzeit auch im Internet unter www.wuerenlos.ch abgerufen werden.

Die Prufung des Protokolls obliegt gemass Gemeindeordnung der Finanzkom-

mission. Die Finanzkommission hat das Protokoll gepruft und bestatigt, dass
dieses dem Verlauf der Versammlung entspricht.

Antrag:

Das Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 5. Dezember 2017
sei zu genehmigen.



Traktandum 2

Rechenschaftsbericht 2017

Gemass § 37 lit. ¢ Gemeindegesetz ist der Gemeinderat verpflichtet, Uber die
Tatigkeit von Behorden und Verwaltung alljahrlich schriftlich oder mundlich
Rechenschaft abzulegen.

Der Rechenschaftsbericht ist in der separaten Broschire "Rechenschafts-
bericht und Rechnung 2017" abgedruckt. Er informiert ausfuhrlich Uber die
Tatigkeiten im vergangenen Jahr und enthalt eine Fulle von interessanten
Daten und Fakten Uber die Gemeinde. Fur allfallige Auskunfte stehen die
Gemeinderate oder die Abteilungsleiter der Gemeindeverwaltung gerne zur
Verfugung.

Hinweis zur Bestellung der Broschire

Die umfangreiche Broschure "Rechenschaftsbericht und Rechnung" wird aus
Kostengriunden nicht automatisch zugestellt. Sie kann kostenlos bei der
Gemeindekanzlei bezogen werden (entweder am Schalter, per E-Mail an
info@wuerenlos.ch oder telefonisch unter 056 436 87 20). Sie steht ausser-
dem im Internet unter www.wuerenlos.ch (Politik > Gemeindeversammlung) als
Download zur Verfugung.

Antrag:

Der Rechenschaftsbericht 2017 sei zu genehmigen.



Traktandum 3

Rechnung 2017

Der Gemeinderat hat von den Ergebnissen 2017 der Erfolgsrechnung, der
Investitionsrechnung, der Bilanz sowie von den Ergebnissen der Rechnungen
der Eigenwirtschaftsbetriebe Kenntnis genommen. Die Finanzkommission hat
die Rechnung gepruft und als in Ordnung befunden. Die Gruber Partner AG,
Aarau, hat die Rechnung ebenfalls gepruft und dem Gemeinderat und der
Finanzkommission ihren Bericht dazu abgegeben. Die Genehmigung der Ver-
waltungsrechnung obliegt der Einwohnergemeindeversammlung.

Ergebnis 2017

Erfolgsrechnung Rechnung Budget  Abweichung
Abschreibungen 1'380'718 1'370'350 10'368
Abschr. IB (1610.3660.20) 34'000 34'000 0
Abschr. IB (6130.3660.10) 92'039 92'000 39
Ertragstberschuss 2'164'402 1'584'200 580'202
/. Entnahmen aus Fonds 67'945 45'300 22'645
Cashflow 3'603'214 3'035'250 567'964
Investitionsrechnung

Investitionsausgaben 2'049'467 2'700'000 -650'533
J. Investitionseinnahmen 0 250'000 -250'000
Netto-Investitionen 2'049'467 2'450'000 -400'533
/. Cashflow 3'603'214 3'035'250 567'964
Finanzierungsuberschuss -1'653'747 -585'250 -968'497

Rechnungsergebnis 2017:

Ertragsuberschuss: Fr. 2'164'402.85




Kennzahlen Rechnung 2017

Rechnungsjahr 2013
Einwohner 6'004
Steuern

Steuerfuss Wurenlos 104 %
Steuerfuss @ Kanton AG 103 %
Total Ertrag in Fr. 1'000 18'835
Ertrag pro Einwohner 3'137

2014

6'082

104 %

104 %

19'693

3'221

2015

6'211

109 %

105 %

19'602

3'156

2016

6'360

109 %

105 %

19'357

3'043

2017

6'407

109 %

105 %

20'155

3'145

Netto-Kapitalkosten (inkl. Beriicksichtigung der Liegenschaften Finanzvermdégen)

Total in Fr. 1'000 248

pro Einwohner 41

Netto-Schulden

Total in Fr. 1'000 24'305

pro Einwohner 4'048

166

28

18'726

3'078

166

27

16'505

2'657

Netto-Investitionen / Eigenfinanzierung in Fr. 1'000

Total Netto-Investitionen

in Fr. 1'000 5'960
Netto-Investitionen

pro Einwohner 992
Eigenfinanzierung

in Fr. 1'000 1'932
Eigenfinanzierung pro

Einwohner 321
Eigenfinanzierungsgrad 32 %

776

128

4'035

663

519 %

821

132

3'676

592

447 %

142

22

15108

2'375

970

153

2'442

384

251 %

58

9

13'523

2'110

2'049

319

3'603

562

175 %



Detaillierte Angaben zur Rechnung

Es wird auf die Erlauterungen und auf die Zusammenstellungen in der sepa-
raten Broschire Rechenschaftsbericht und Rechnung 2017 sowie auf die
muandlichen Erklarungen an der Versammlung verwiesen.

Die Broschure "Rechenschaftsbericht und Rechnung 2017" kann kostenlos bei
der Gemeindekanzlei bezogen werden (entweder am Schalter, per E-Mail an
info@wuerenlos.ch oder telefonisch unter 056 436 87 20). Sie steht ausser-
dem im Internet unter www.wuerenlos.ch (Politik > Gemeindeversammlung) als
Download zur Verfugung.

Antrag:

Die Rechnung 2017 sei zu genehmigen.



Traktandum 4

Kreditabrechnungen

Der Gemeinderat hat von den Ergebnissen der nachfolgenden Kreditabrech-
nungen Kenntnis genommen. Die Finanzkommission hat die Abrechnungen
gepruft. Fur die Genehmigung der Abrechnungen ist die Einwohnergemeinde-
versammlung zustandig.

4.1 Sanierung Schwimmbad "Wiemel"

Verpflichtungskredit gemass Beschluss

Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015 Fr. 447'000.00
Zusatzkredit gemass Beschluss

Einwohnergemeindeversammlung 7. Juni 2016 Fr. 250'000.00
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2016 - 2017 -Fr.  715'537.85
Kreditiiberschreitung Fr. 18'537.85

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten Fr. 715'5637.85
Einnahmen Fr. 250'000.00
Nettoinvestition Fr. 465'537.85
Begrindung:

Bei der Sanierung der Anlage sind trotz des hohen Betriebsalters von uber
40 Jahren keine grossen kostenrelevanten Uberraschungen eingetreten. Die
geringe Kredituberschreitung wurde durch zusatzliche sicherheitsrelevante
Nachbesserungen an Gelandern und Schachten verursacht.

Antrag:

Die Kreditabrechnung sei zu genehmigen.



4.2 Strassen- und Werkleitungssanierung Schliffenenweg - Buechzelgli-

strasse

a) Strassenbau

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 7. Dezember 2006
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2007 - 2017

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten
Einnahmen

Nettoinvestition

b) Wasserversorgung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 7. Dezember 2006
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2007 - 2016
Zuzuglich bezogene Vorsteuern

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern
Einnahmen

Nettoinvestition

Begrindung:

Fr.  982'000.00
-Fr. 855'362.30
Fr. 126'637.70
Fr.  855'362.30
Fr. 0.00
Fr.  855'362.30
Fr.  268'000.00
-Fr.  169'268.10
-Fr._ 13530.35
Fr. 8520155
Fr.  169'268.10
Fr. 0.00
Fr.  169'268.10

Projektreduktion, da der Knoten Buechzelglistrasse / Schliffenenweg mit dem

Projekt Werkleitungssanierung Buechzelglistrasse realisiert wurde.



c) Elektrizitatsversorgung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss

Einwohnergemeindeversammlung 7. Dezember 2006 Fr. 369'000.00
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2011 - 2015 -Fr.  221'890.05
Zuzuglich bezogene Vorsteuern - Fr. 17'801.75
Kreditunterschreitung Fr. 129'308.20

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern Fr. 221'890.05
Einnahmen Fr. 0.00
Nettoinvestition Fr. 221'890.05
Begrundung:

Projektreduktion, da der Knoten Buechzelglistrasse / Schliffenenweg mit dem
Projekt Werkleitungssanierung Buechzelglistrasse realisiert wurde.

d) Abwasserbeseitigung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss

Einwohnergemeindeversammlung 7. Dezember 2006 Fr. 618'000.00
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2009 - 2017 -Fr.  959'478.75
Zuzlglich bezogene Vorsteuern - Fr. 75'769.65
Kreditiberschreitung Fr. 417'248.40

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern Fr. 959'478.75
Einnahmen Fr. 0.00
Nettoinvestition Fr. 959'478.75
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Zusammenstellung Budget

Gemeindestrasse Fr. 982'000.00
Wasserversorgung Fr. 268'000.00
Elektrizitatsversorgung Fr. 369'000.00
Abwasserbeseitigung Fr. 618'000.00
Total Fr. 2'237'000.00

Total Kreditiberschreitung

Antrag:

Die Kreditabrechnung sei zu genehmigen.

Verbrauch

Fr. 855'362.30
Fr. 182'798.45
Fr. 239'691.80
Fr. 1'035'248.40

Fr. 2'313'100.95
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4.3 Werkleitungssanierung Altwiesenstrasse

a) Strassenbau

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2016 - 2017

Kreditiberschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten
Einnahmen

Nettoinvestition

b) Wasserversorgung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2016 - 2017
Zuzuglich bezogene Vorsteuern

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern
Einnahmen

Nettoinvestition

Begrindung:

Fr. 187'700.00
-Fr.  218'450.85
Fr. 30'750.85
Fr. 218'450.85
Fr. 0.00
Fr. 218'450.85
Fr.  525'000.00
-Fr.  409'051.30
- Fr. 32'454.10
Fr. 83'494.60
Fr. 409'051.30
Fr. 0.00
Fr. 409'051.30

Die Arbeitsvergabe der Baumeisterarbeiten konnte unter KV erfolgen. Es

mussten wenige unvorhergesehene Arbeiten ausgefluhrt werden.
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c) Elektrizitatsversorgung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2016 - 2017
Zuzuglich bezogene Vorsteuern

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern
Einnahmen

Nettoinvestition

Begrundung:

Fr.  541'000.00
-Fr.  435'041.50
- Fr. 34'829.45

Fr. 71'129.05

Fr. 435'041.50
Fr. 0.00

Fr. 435'041.50

Die Arbeitsvergabe der Baumeisterarbeiten konnte unter KV erfolgen. Es
mussten wenige unvorhergesehene Arbeiten ausgefuhrt werden.

d) Kommunikationsnetz

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015
Bruttoanlagekosten im Jahr 2017

Zuzuglich bezogene Vorsteuern

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern
Einnahmen

Nettoinvestition

Fr. 19'200.00
- Fr. 7'390.55
- Fr. 591.20

Fr. 11'218.25

Fr. 7'390.55
Fr. 0.00

Fr. 7'390.55
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e) Abwasserbeseitigung

Verpflichtungskredit gemass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 8. Dezember 2015
Bruttoanlagekosten in den Jahren 2016 - 2017
Zuzuglich bezogene Vorsteuern

Kreditunterschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern
Einnahmen

Nettoinvestition

Zusammenstellung Budget

Gemeindestrasse Fr. 187'700.00
Wasserversorgung Fr. 525'000.00
Elektrizitatsversorgung Fr.  541'000.00
Kommunikationsnetz Fr. 19'200.00
Abwasserbeseitigung Fr. 15'000.00
Total Fr. 1'287'900.00

Total Kreditunterschreitung

Antrag:

Die Kreditabrechnung sei zu genehmigen.
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Fr.  15'000.00
-Fr. 8'055.30
-Fr. 644.40

Fr. 6'300.30

Fr. 8'055.30
Fr. 0.00

Fr. 8'055.30

Verbrauch

Fr. 218'450.85
Fr. 441'505.40
Fr. 469'870.95
Fr. 7'981.75
Fr. 8'699.70

Fr. 1'146'508.65




Traktandum 5

Einblrgerungen

Allgemeines

Sind die EinblUrgerungsvoraussetzungen gemass den gesetzlichen Vorgaben
erflullt, sichert die Gemeindeversammlung das Gemeindeburgerrecht fir den
Fall zu, dass das Kantonsburgerrecht und die eidgendssische Einburgerungs-
bewilligung erteilt werden. Die Gemeindeversammlung kann ein Gesuch nur
auf begrindeten Antrag hin ablehnen. Stutzt sich ein Ablehnungsantrag auf
Grunde, zu denen sich die gesuchstellende Person noch nicht aussern konnte,
kann der Vorsitzende die Behandlung des Gesuchs zwecks Gewahrung des
rechtlichen Gehors aussetzen. Ein Ablehnungsentscheid der Gemeindever-
sammlung ist nur dann rechtmassig, wenn vor der jeweiligen Abstimmung ein
Antrag auf Ablehnung mit Begrindung gestellt worden ist. Eine diskussions-
lose und unbegrindete Ablehnung eines Einburgerungsgesuches durch die
Gemeindeversammlung wurde im Beschwerdefall zwingend zur Aufhebung
des angefochtenen Gemeindeversammlungsbeschlusses fuhren und der Ent-
scheid wurde zur erneuten Beurteilung an die Gemeindeversammlung zurick-
gewiesen. Uber die Antrage ist einzeln abzustimmen.

Einblrgerungsgesuche

Die nachstehenden Personen ersuchen um Zusicherung des Gemeindeburger-
rechts von Wurenlos. Das Ergebnis der getroffenen Abklarungen Uber die Ein-
bldrgerungsvoraussetzungen ist positiv ausgefallen. Die Gesuchstellenden ha-
ben den staatsburgerlichen Test sowie den Sprachtest erfolgreich absolviert.
Im personlich gefuhrten Einburgerungsgesprach konnte sich der Gemeinderat
davon Uberzeugen, dass die Bewerberinnen und Bewerber integriert sind und
uber gute Grundkenntnisse der staatlichen Organisation in Bund, Kanton und
Gemeinde verfugen. Dem Gemeinderat ist Uber die Gesuchstellenden nichts
Negatives bekannt. Es sprechen keine Grinde gegen die Zusicherung des
Gemeindeburgerrechts.
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Folgende Personen ersuchen um Zusicherung des Gemeindeburgerrechts von
Wodrenlos:

aus Datenschutzgriinden geldscht
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kanz5
Schreibmaschinentext
aus Datenschutzgründen gelöscht


Traktandum 6

Teildnderung Nutzungsplanung "Grosszelg", LANDI

Anlass und Ausgangslage

Auf dem Areal "Grosszelg" in unmittelbarer Bahnhofsnahe plant die LANDI
Furt- und Limmattal Genossenschaft (LANDI), Adlikon bei Regensdorf, einen
Neubau als Ersatz fur den bestehenden LANDI-Verkaufsladen an der Land-
strasse 40. Es ist vorgesehen, auf der Parzelle 661 einen Neubau mit Ver-
kaufsladen und Tankstelle mit Shop zu errichten. Die Ladenflache betragt fur
den Laden 1'630 m? und fiir den Tankstellen-Shop 100 m?.

Am 22. Juni 2010 hat der Grosse Rat die Anpassung des kantonalen Richt-
planes, Paket "Umsetzung der Agglomerationsprogramme Verkehr und Sied-
lung", beschlossen. Gemass diesem angepassten Richtplan bedurfen neue
Standorte fur mittelgrosse Verkaufsnutzungen, das heisst solche mit einer
Nettoladenflache fiir Giter und Dienstleistungen zwischen 500 m? und
3'000 m?, einer ausdriicklichen Bezeichnung in der Nutzungsplanung. Das be-
treffende Areal fur den LANDI-Neubau liegt nach rechtskraftigem Bauzonen-
plan in der Gewerbezone GE. Diese ist laut § 15 Bau- und Nutzungsordnung
fur Dienstleistungsbauten, gewerbliche und kleinindustrielle Bauten bestimmit.
Es sind nur massig storende Betriebe zulassig. Die fur den Neubau erforder-
liche Teilanderung der Allgemeinen Nutzungsplanung wurde erarbeitet. Sie ist
der Einwohnergemeindeversammlung zur Beschlussfassung zu unterbreiten.

Der heutige LANDI-Verkaufsladen liegt in der Wohn- und Gewerbezone WG.
Aufgrund der ortlichen Gegebenheiten an der Ecke Landstrasse / Bahn-
hofstrasse kann er nur noch bedingt wirtschaftlich betrieben werden. Eine
raumliche Erweiterung ist nicht moglich. Zudem befriedigt die heutige Anliefe-
rung nicht. Die LANDI-Genossenschaft hat deshalb im Gewerbegebiet "Gross-
zelg" die Liegenschaft Parzelle 661 erworben, um dort einen grosseren Ver-
kaufsladen zu realisieren, welcher den heutigen Anforderungen gerecht wird.
Die auf der Liegenschaft bestehende Tankstelle wird in das Projekt integriert.
Der Tankstelle direkt angegliedert wird ein Shop mit Gutern des taglichen Be-
darfs. Um die planerischen Voraussetzungen fur den vorgesehen LANDI-Ver-
kaufsladen zu schaffen, ist die Bezeichnung eines Standorts fur mittelgrosse
Verkaufsnutzungen in der Nutzungsplanung erforderlich. Diese Voraussetzun-
gen werden mit der vorliegenden Teildanderung des Bauzonenplans und der
Bau- und Nutzungsordnung geschaffen.

Der Fortbestand des LANDI-Verkaufsladens in Wurenlos liegt im offentlichen
Interesse. Das Angebot an Verkaufsnutzungen bleibt damit erhalten und wird
sinnvoll erganzt. Die bestehenden Arbeitsplatze kdnnen langfristig erhalten
werden.
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Die Nettoladenflache fur Guter des taglichen Bedarfs wird mit der vorliegenden
Planung auf 350 m? begrenzt, sodass keine umfassende Detailhandels-
Produktepalette gefuhrt werden kann. Die Ubrige Verkaufsflache darf nur far
Guter des periodischen Bedarfs vorgesehen werden.

Aufwertung Bahnhofsgebiet

Im sudlichen Bahnhofsvorbereich beherrscht heute ein Konglomerat von ver-
schiedenen Bauten und Anlagen das Bild. Der Platzbereich ist sowohl fur den
Verkehr als auch fur die angesiedelten Nutzungen wenig organisiert und ent-
sprechend nicht attraktiv. Der Zustand der Anlagen ist teilweise erneuerungs-
bedurftig. Die Haltestelle des Ortsbusses auf dem Bahnhofplatz verfugt weder
uber eine ordentliche Haltekante noch Uber einen gedeckten Wartebereich. Mit
dem vorgesehenen Neubau des LANDI-Verkaufsladens und den zugehorigen
Umgebungsanlagen, insbesondere dem Parkplatz, besteht die Moglichkeit
einer umfassenden Neugestaltung und Reorganisation des Bahnhofvor-
bereichs. Diese Gelegenheit soll genutzt werden.

In einem Erschliessungs- und Freiraumgestaltungskonzept wird das Gebiet
gesamtheitlich behandelt. Dieses Konzept bildet die Basis fur den eigentumer-
verbindlichen Erschliessungsplan, welcher fur das Gebiet Bahnhof und LANDI
bis zum Knoten Bahnhofstrasse / Landstrasse zu erarbeiten ist. Die Vorgaben
aus dem Entwicklungsrichtplan (ERP) fur die Gebiete "Bahnhof", "Grosszelg",
"Im Grund" und "Steinhof" bilden den planerischen Rahmen fir das Konzept
und den Erschliessungsplan.

Erschliessung

Das Gewerbegebiet "Grosszelg" mit dem sudlichen Bahnhofsareal ist fur den
motorisierten Individualverkehr ausschliesslich ab dem Knoten Landstrasse /
Bahnhofstrasse erreichbar. Die Knotenkapazitat ist aufgrund der unmittelbar
angrenzenden SBB-Bahnschranke, welche den Verkehr auf der Landstrasse
(Kantonsstrasse) zu Tageszeiten durchschnittlich wahrend ca. 20 Minuten pro
Stunde unterbricht, eingeschrankt. Der neue LANDI-Verkaufsladen wird zu
zusatzlichen Fahrten in das resp. aus dem Gewerbegebiet fuhren. Dieser
Mehrverkehr darf nach Vorgaben des Kantons am Knoten Bahnhofstrasse /
Landstrasse den Verkehr auf der Landstrasse (Kantonsstrasse) nicht beein-
trachtigen; dies insbesondere auch zur Sicherstellung der Fahrplanstabilitat
der RVBW-Buslinie 1, welche auf der Landstrasse verkehrt.

Zur Erhebung des heutigen Verkehrsaufkommens und der kunftig - unter
Berucksichtigung des Vollausbaus des Gewerbegebiets inkl. LANDI-Verkaufs-
laden - zu erwartenden Verkehrsbelastung wurden drei Gutachten bzw. Nach-
weise erarbeitet. Insgesamt schaffen diese die Grundlage fur eine umfas-
sende, Uber den Knoten der Bahnhofstrasse / Landstrasse hinausgehende
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Beurteilung des kunftigen Verkehrsaufkommens. Die verwendeten Zahlen-
grundlagen und die Abgrenzung des Betrachtungsperimeters sind im Rahmen
der kantonalen Vorprufung anerkannt worden.

Gemass diesen Grundlagen ist es erforderlich, fur aus der Bahnhofstrasse in
Richtung Wettingen fahrende Fahrzeuge eine Linksabbiegerspur vorzusehen.
Fur die Eréffnung des neuen LANDI-Verkaufsladens stellt die Inbetriebnahme
dieser Knotenumgestaltung eine zwingende Voraussetzung dar. Die Projektie-
rung der detaillierten Umgestaltung des Knotens wird derzeit gemeinsam von
Gemeinde und Kanton erarbeitet. Die Umgestaltung soll vorerst mittels einer
Ubergangslésung erfolgen. Die definitive Losung wird dann mit der Realisie-
rung der Neugestaltung der Landstrasse im Abschnitt SBB-Barriere bis Zent-
rum Wurenlos erfolgen, welche ab ca. 2023 vorgesehen ist. Als definitive
Losung wird die Landstrasse dann einen Mehrzweckstreifen aufweisen, wel-
cher zu einer weiteren Verbesserung des Verkehrsflusses fuhren wird. Die
vorgesehenen Massnahmen gewahrleisten, dass der Verkehrsfluss auf der
Landstrasse auch bei Vollausbau des Gewerbegebiets "Grosszelg" eine genu-
gende Verkehrsqualitatsstufe erreicht.

Was wird geandert?
a) Anderung Bauzonenplan (BZP)

e Bereich fur mittelgrosse Verkaufsnutzung

FUr die Liegenschaft Parzelle 661 der LANDI wird ein parzellenscharfer Be-
reich festgelegt, in welchem mittelgrosse Verkaufsnutzungen - wie dies der
vorgesehene LANDI-Verkaufsladen darstellt - zulassig sind. Die Anforderun-
gen an die Verkaufsnutzung werden in der Bau- und Nutzungsordnung (BNO)
geregelt.

e Geltungsbereich Erschliessungsplanpflicht

Die umfangreichen raum- und verkehrsplanerischen Rahmenbedingungen,
welche im Planungsgebiet zu berucksichtigen sind, erfordern eine Regelung in
einem eigentumerverbindlichen Instrument. Der Erschliessungsplan stellt dazu
das geeignete Planungsinstrument dar. Der Geltungsbereich der Erschlies-
sungsplanpflicht ist so abgegrenzt, dass dieser die fur die Sicherstellung einer
zweckmassigen Organisation der Erschliessung und einer angemessenen Ge-
staltung erforderlichen Bereiche sowie die Anbindungen an die umliegenden
Verkehrswege umfasst. Der fur die Umgestaltung des Knotens Bahnhofstrasse
/ Landstrasse erforderliche Raumbedarf kann somit mit dem Erschliessungs-
plan gesichert werden. Die mit dem Erschliessungsplan zu erreichenden Ziel-
setzungen sind in der BNO festgelegt. Der Entwurf des Erschliessungsplans ist
erarbeitet und soll zur kantonalen Vorprufung eingereicht werden. Die 6ffentli-
che Mitwirkung zum Erschliessungsplan wird voraussichtlich nach den Som-
merferien 2018 durchgefuhrt.
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b) Anderung Bau- und Nutzungsordnung (BNO)
e Vorgaben fur mittelgrosse Verkaufsnutzungen

Die BNO regelt den erweiterten Nutzungszweck fur die im Bauzonenplan be-
zeichnete Flache fur Verkaufsnutzungen. Die Nettoladenflache darf insgesamt
maximal 1'800 m? umfassen. Die Verkaufsfliche fiir Giter des taglichen Be-
darfs ist auf maximal 350 m? begrenzt. Die Flache fiir Verkaufsnutzungen ist
der im BZP als Grundnutzung festgelegten Gewerbezone (§ 15 BNO) uber-
lagert. Die Bestimmungen der Gewerbezone bezuglich der Baumasse kom-
men damit weiterhin zur Anwendung.

FUr mittelgrosse Verkaufsnutzungen muss ein Mobilitatskonzept erstellt wer-
den. Dies insbesondere, um aufgrund der begrenzten Kapazitaten der Er-
schliessung ab der Landstrasse eine effiziente Mobilitat aller Nutzergruppen
aufzuzeigen. Die generellen Anforderungen an das Mobilitatskonzept werden
neu in der BNO festgelegt (§ 41a BNO). Uber diese generellen Anforderungen
hinausgehend wird fur die mittelgrosse Verkaufsnutzung im Gewerbegebiet
"Grosszelg" eine Bewirtschaftung der Abstellplatze fur Personenwagen von
Kunden verlangt.

e Vorgaben fur den Perimeter mit Erschliessungsplanpflicht

Aufgrund der fur die Gemeinde Wurenlos wichtigen Lage des Planungsgebiets
direkt beim Bahnhof ist mit dem Erschliessungsplan nebst einer zweckmassi-
gen Erschliessung fur alle Nutzergruppen und Mobilitatsarten auch eine dem
hohen Offentlichkeitsgrad angemessene Freiraumqualitét sicherzustellen. Die
richtungsweisende Grundlage fur die Erschliessungsanlagen und die Frei-
raumqualitat ist das Erschliessungs- und Freiraumgestaltungskonzept.

Die finanziellen Beteiligungen an neuen oder anzupassenden Infrastruktur-
und Erschliessungsanlagen und Freiraumen sowie der erforderlichen Weg-
und Nutzungsrechte sind in Offentlich-rechtlichen Vertragen zwischen der
Gemeinde und den betroffenen Grundeigentimern zu regeln. Im Sinne der
Transparenz soll diese Regelung vor der offentlichen Auflage (Einwendungs-
verfahren) des Erschliessungsplans vorliegen.

Hinweis: Die Formulierung der Bestimmung zu dieser Regelung in § 4a Abs. 3
BNO ist auf Hinweis der Rechtsabteilung des BVU nach der offentlichen Auf-
lage geringflgig angepasst worden. Es handelt sich dabei um eine unter-
geordnete Anpassung, welche keine Wiederholung des Einwendungsverfah-
rens erforderlich macht.
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e Mobilitatskonzept

Die BNO Wiurenlos umfasste bislang keine allgemeinen Bestimmungen zu den
Zielen und den Anforderungen eines Mobilitatskonzeptes. Im Zusammenhang
mit den Regelungen zur mittelgrossen Verkaufsnutzung im "Grosszelg" werden
fur das betreffende Gebiet entsprechende Bestimmungen neu in die BNO auf-
genommen. Die Formulierung der Ziele, der Anforderungen an das Monitoring
/ Controlling sowie des Verfahrens orientiert sich weitgehend an den Muster-
vorschriften des regionalen Parkraumkonzeptes der regionalen Planungs-
gruppe Baden Regio.

Anderung BNO im Wortlaut

Die Bau- und Nutzungsordnung wird mit den neuen §§ 4a, 15a, 41a erganzt.
Der § 7 wird mit der neuen Nutzungszone erganzt.

Die Anderungen gegeniiber der rechtsgiiltigen Fassung sind in roter Schrift
dargestellt (= Genehmigungsinhalt):

II. Raumplanung

8§ 4a
Erschlies- ' Der fiir das Gebiet Bahnhof / Grosszelg erforderliche Erschliessungs-
sungsplan- plan regelt fir den bezeichneten Perimeter die Erschliessung und Frei-
gg';:;of/ raumgestaltung. Grundlage fiur den Erschliessungsplan ist ein
Grosszelg Erschliessungs- und Freiraumgestaltungskonzept.

Zielsetzungen 2 Mit dem Erschliessungsplan sind insbesondere folgende Ziele zu er-
reichen:

a) Schaffung der Voraussetzungen fur eine zweckmassige Erschlies-
sung des Gebiets fur alle Nutzergruppen (Kunden, Reisende, Be-
schaftigte) und Mobilitatsarten (OV, LV , MIV);

b) Sicherstellung der Anbindung des Gebiets an das bestehende und
geplante Weg- und Strassennetz des Umfelds;

c) Sicherstellung einer dem hohen Offentlichkeitsgrad des Ortes ange-
messenen Freiraumqualitat.

Offentlich- *Der Gemeinderat kann die finanziellen Beteiligungen an neuen
(/eCft‘“'Cher oder anzupassenden Infrastruktur- und Erschliessungsanlagen und
ertrag

Freiraumen sowie die dinglichen Rechte und Pflichten zur Umsetzung
des Erschliessungsplans in einem o6ffentlich-rechtlichen Vertrag regeln.
Dieser hat vor der offentlichen Auflage des Erschliessungsplans vorzu-
liegen.
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8§87
Zonen- Das Gemeindegebiet ist in folgende, im Bauzonen-/Kulturlandplan ein-
einteilung getragenen Zonen eingeteilt:
Bauzonenplan Nutzungszonen
D Dorfzone braun
K Kernzone grau-braun
E2 Wohnzone E2 hellgelb
W2 Wohnzone W2 lachs
W3 Wohnzone W3 orange
WG Wohn- und Gewerbezone rot
GE Gewerbezone lila
OB Zone fur 6ff. Bauten und Anlagen grau
GUZ Grun- und Uferzone grun
rot schraffiert
SPST  Spezialzone Steinbruchareal grun-braun
SZBG  Schutzzone Bickguet ocker
SPGG Spezialzone Gartnerei + Gartenbau hellgrin schwarz
schraffiert
SPKF  Spezialzone Kloster Fahr olive
SPFH  Spezialzone Fliehulgel altrosa
SPTH  Spezialzone Sportanlagen Tagerhard hellblau
- Flachen mit Sondernutzungsplanpflicht  blau bandiert
- Flachen mit Erschliessungsplanpflicht violett bandiert
- Flachen mit Gestaltungsplanpflicht orange bandiert
Uberlagerte Zonen
(O V4 Ortsbildschutzzone punktiert bandiert
- Larmvorbelastung strich-punktiert
Schutzobjekte
- Siehe Bauzonenplan Symbole
Kulturlandplan (...)
Gewerbezone § 15a
GE fiur Ver-
kaufsnutzun-

gen Grosszelg

[1l. Zonenvorschriften

Verkaufs- " Innerhalb der im Bauzonenplan bezeichneten Flache der Gewerbe-

nutzung zone Grosszelg sind mittelgrosse Verkaufsnutzungen bis insgesamt
maximal 1'800 m? Nettoladenflache zugelassen. Die Nettoladenflache
fur Guter des taglichen Bedarfs ist auf maximal 350 m? begrenzt. Im
Ubrigen gelten die Bestimmungen gemass § 15.

IE/IObi”t.a.ttS- 2Fur die mittelgrosse Verkaufsnutzung ist ein Mobilitatskonzept ge-

onzep

mass § 41a zu erstellen. Fur die Abstellplatze von Personenwagen von
Kunden ist eine Bewirtschaftung vorzusehen.
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Gewerbezone
GE fur Ver-
kaufsnutzun-
gen Grosszelg
Mobilitats-
konzept

Anforderungen
an das
Mobilitats-
konzept

Bewilligung

Eintrag
Eigentums-
beschrankung

Monitoring /
Controlling

V. Bauvorschriften

§ 41a

' Mit dem Mobilitatskonzept ist aufzuzeigen, wie die Mobilitat aller
Nutzergruppen (Beschaftigte, Bewohnerschaft, Besuchende, Kund-
schaft) mit dem o6ffentlichen Verkehr, dem Fuss- und Radverkehr sowie
einem effizienten Einsatz des Motorfahrzeugs organisiert und bewaltigt
werden kann.

ZIm Mobilitatskonzept sind zu prufen und zu definieren:

a) Information und Anreize zur Benltzung des o6ffentlichen und Fuss-
/Radverkehrs bei den Nutzergruppen;

b) Anzahl Abstellplatze flr Fahrrader sowie die qualitativen Minimalan-
forderungen an deren Anordnung und Gestaltung;

c) maximal zulassige Anzahl Abstellplatze fir Personenwagen und
deren Bewirtschaftung (detaillierte Vorschriften zur Gebuhren-
erhebung und der zeitlichen Beschrankung der Parkdauer; ohne
Abstellplatze fur Bewohnende);

d) Monitoring / Controlling;

e) Massnahmen, sofern die Ziele nicht erreicht werden.

* Das Mobilitatskonzept wird vom Gemeinderat im Rahmen des Bau-
bewilligungsverfahrens gepruft und bewilligt.

® Die Verpflichtung zum Monitoring / Controlling ist vor Baubeginn als
offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung im Grundbuch anmerken
zu lassen.

6 Zeigt das Monitoring / Controlling wiederholt auf, dass die anvisierten
Ziele nicht erreicht wurden, kann der Gemeinderat verlangen, dass be-
stehende Massnahmen verscharft und weitere Massnahmen auf ihre
Zweckmassigkeit hin geprift und bei Eignung umgesetzt werden.

Planungsablauf

e Im August 2010 wurde basierend auf einem ersten Nutzungskonzept der
LANDI ein erster Entwurf der Teilanderung Nutzungsplanung erarbeitet.

e Aufgrund der Erkenntnisse aus der Entwicklungsstudie "Im Grund" sowie
Hinweisen und Vorgaben des Departements Bau, Verkehr und Umwelt
wurde ein uUberarbeiteter Entwurf der Teilanderung Nutzungsplanung
Anfang 2014 zur kantonalen Vorprufung eingereicht. Die Vorprufung wurde
aufgrund noch nicht erfullter Voraussetzungen sistiert. Die fehlenden

Grundlagen,

insbesondere die erforderlichen Verkehrsgutachten und

Erschliessungsnachweise, wurden daraufhin erarbeitet.

e Im Juli 2016 wurden vom Gemeinderat die Planungsdokumente der Teil-
anderung samt dieser Nachweise zur kantonalen Vorprufung und zur
offentlichen Mitwirkung verabschiedet. In der fachlichen Stellungnahme
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des BVU, Abteilung Raumentwicklung, von Anfang November 2016 wurde
die Teilanderung der Nutzungsplanung grundsatzlich als sachgerecht be-
urteilt. Es wurden jedoch diverse Punkte aufgezeigt, welche Uberarbeitet
und gelost werden mussten, bevor die Vorlage fur das Einwendungsverfah-
ren freigegeben werden konnte.

e Ende Januar 2017 wurden die zu klarenden Punkte aus der fachlichen
Stellungnahme zwischen der Gemeinde und Vertretern des BVU in Anwe-
senheit eines Vertreters der LANDI und der Fachbegleitung des Planers
besprochen und das weitere Vorgehen festgelegt. Insbesondere wurde
seitens des BVU die Ausarbeitung eines Erschliessungsplanes mit spezi-
ellen Bestimmungen zur Umgebung verlangt.

e Die daraufhin Uberarbeiteten Planungsdokumente wurden im September
2017 erneut zur Vorprufung eingereicht.

e Der abschliessende kantonale Vorprufungsbericht mit der Freigabe zur
offentlichen Auflage (Einwendungsverfahren) wurde der Gemeinde
anfangs November 2017 zugestellt.

e In der parallel durchgefuhrten zweiten o6ffentlichen Mitwirkung ging eine
Mitwirkungseingabe ein. Deren Behandlung ist im Planungsbericht gemass
Art. 47 RPV behandelt worden.

e Die offentliche Auflage gemass §§ 4 und 24 BauG fand vom 9. Marz 2018
bis zum 9. April 2018 statt.

e Innert dieser Frist ging eine Einwendung ein. Mit dem Einwender wurde am
17. April 2018 eine Einwendungsverhandlung durchgefuhrt.

e Der Einwender erklarte mit Schreiben vom 19. April 2018, dass er an
seiner Einwendung festhalt.

e Der Gemeinderat fallte am 23. April 2018 einen ablehnenden
Einwendungsentscheid und verabschiedete die Teilanderung Nutzungs-
planung "Grosszelg", LANDI, zu Handen der Einwohnergemeindever-
sammlung.

Einwendungsentscheid des Gemeinderats

Der Einwender beantragt, es sei auf eine Anpassung der Gewerbezone
"Grosszelg" fur eine Verkaufsnutzung zu verzichten und es sei ein anderer
Standort fur dieselbe zu suchen.

Der Einwender macht geltend, dass das Verkehrsaufkommen im Bereich
Bahnubergang bereits heute sehr hoch sei und der durch eine mittelgrosse
Verkaufsnutzung entstehende Mehrverkehr beim Knoten Bahnhofstrasse /
Landstrasse kaum zu verkraften sei. Eine durch den Mehrverkehr ausgeloste
Verzégerung der RVBW-Buslinie 1 (Wurenlos-Wettingen-Baden) kdénne nicht
toleriert werden. Die Verschlechterung des Verkehrsflusses auf der Bahn-
hofstrasse kdnne sich negativ auf die Attraktivitat des Gewerbegebiets auswir-
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ken. Das Verkehrsgutachten fokussiere sich auf den Knoten Bahnhofstrasse /
Landstrasse und bertcksichtige die Gesamtsituation der Landstrasse nicht.

Der Gemeinderat hielt in seinem ablehnenden Entscheid fest, dass gemass
den vorliegenden Gutachten und Nachweisen die kinftige Belastung des
Knotens Bahnhofstrasse / Landstrasse den Verkehrsfluss auf der Kantons-
strasse nicht negativ beeinflusst und sich fur die RVBW-Buslinie 1 keine
Nachteile ergeben. Wurde der Gemeinderat die vorgesehene mittelgrosse
Verkaufsnutzung auf dem besagten Areal jetzt ablehnen, kame dies einer
volligen Abkehr seiner gegeniiber der Bauherrin und gegeniiber der Offentlich-
keit wahrend vieler Jahre deklarierten positiven Haltung zum neuen Standort
der LANDI gleich. Aus Sicht des Gemeinderates soll der neue LANDI-Laden in
der Nahe des Zentrums liegen, damit er fur die Bevolkerung gut erreichbar ist.
Die vorgesehene mittelgrosse Verkaufsnutzung vermag an diesem Standort
die massgeblichen Planungsgrundsatze des kantonalen Richtplans sowie die
Erschliessungsanforderungen nachweislich zu erfullen.

Weiteres Verfahren

Fuhren Antrage im Rahmen des Beschlusses durch die Einwohnergemeinde-
versammlung zu wesentlichen Anderungen, ist die Vorlage an den Gemeinde-
rat zurickzuweisen (§ 25 Abs. 2 BauG). Als wesentlich gelten beispielsweise
Anderungen, welche einzelne oder mehrere Ziele der Vorlage berlihren, neue
oder andere Auswirkungen auf Raum und Umwelt haben oder andere private
oder oOffentliche Interessen berlhren. Die Teilrevision der Nutzungsplanung tritt
erst mit der Genehmigung durch den Kanton in Kraft.

Antrag:

Der Teilanderung Nutzungsplanung "Grosszelg", LANDI, sei zuzustimmen.
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Traktandum 7

Baurecht auf Parzelle 937 fur Werkhof "Tagerhard"

Ausgangslage

Die Ortsburgergemeinde beabsichtigt, die in der Gewerbezone liegende Fla-
che ihrer Parzelle 937 im "Tagerhard" im Baurecht abzugeben fur die Ansied-
lung von Gewerbebetrieben. Im Hinblick darauf hat die Einwohnergemeinde-
versammlung bereits am 8. Dezember 2015 einen Verpflichtungskredit fur die
Erschliessung dieser Parzelle genehmigt. Mit den Bauarbeiten fur die
Erschliessung wird begonnen, sobald Klarheit Gber die effektive Bebauung des
Gewerbegebietes herrscht.

In der Vergangenheit hat die Ortsburgergemeinde wiederholt die Bereitschaft
signalisiert, der Einwohnergemeinde einen Teil des Gewerbelandes im Bau-
recht fur einen Gemeindewerkhof zur Verfligung zu stellen.

Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass die Einwohnergemeinde diese Chance
wahrnehmen sollte. Er beantragt der Einwohnergemeindeversammlung daher
einen Verpflichtungskredit fur den Bau eines Werkhofes auf der Parzelle 937
(siehe Traktandum 8).

Umfang des Baurechts

Der Werkhof soll am heutigen Standort der Reithalle auf der Parzelle 937 der
Ortsburgergemeinde Wurenlos realisiert werden. Die gesamte Parzelle befin-
det sich in der Gewerbezone GE. Fur die gewerbliche Nutzung stehen auf die-
ser Parzelle rund 12'000 m? zur Verfiigung. Fiir den Bau des Werkhofes wird
eine Flache von ca. 3'400 m? benétigt. Hinzu kommt ein Flachenanteil von ca.
200 m? fiir die interne Erschliessung. Dieser Flachenanteil ist im jetzigen Zeit-
punkt noch nicht endgultig bestimmt und kann leicht variieren. Die Baurechts-
dauer soll auf 50 Jahre festgelegt werden.

Eine Begleitkommission, die sich aus je zwei Mitgliedern des Gemeinderates,
der Finanzkommission Ortsbirgergemeinde und der Forstkommission sowie
einem Vertreter des Gewerbevereins Wirenlos zusammensetzt, hat die ver-
schiedenen Eckwerte flUr das Baurecht des Gewerbelandes ausgearbeitet.
Diese gelten auch analog fur den Landanteil, welcher fur den Werkhof bendtigt
wird.
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Baurechtszins

Grundlage bildet ein Quadratmeterpreis von Fr. 450.00. Dies entspricht einem
mittleren Marktwert. Fur die Berechnung des jahrlichen Baurechtszinses ge-
langt ein gesplitteter Zinssatz zur Anwendung. Dieser setzt sich zur Halfte aus
einem variablen Zinssatz, der sich nach dem hypothekarischen Referenzzins-
satz des Bundes richtet, und zur Halfte aus einem fixen Zinssatz von 1,5 %
zusammen. Der Referenzzinssatz des Bundes betragt derzeit ebenfalls 1,5 %
und kann sich verandern. Der variable Zinssatz wird jeweils bei Falligkeit des
Baurechtszinses dem aktuellen Stand des hypothekarischen Referenzzins-
satzes des Bundes angepasst. Der Landwert wird alle funf Jahre dem
Landesindex der Konsumentenpreise angepasst.

Der Baurechtszins bezieht sich auf vollstandig erschlossenes Gewerbebau-
land. Darin enthalten sind die einmaligen Erstellungs- und die jahrlichen Unter-
haltskosten fur die gemeinsamen Infrastrukturanlagen. Zu den gemeinsamen
Infrastrukturanlagen gehoren der zentrale Grunbereich und gegebenenfalls die
gemeinsame Retentionsanlage (Ablaufdrosselung) sowie, je nach Notwendig-
keit, weitere Uber die einzelnen Baurechtsparzellen hinausgehende Anlagen.
Diese Kosten sind im vorerwahnten fixen Baurechtszinsanteil von 1,5 % inbe-
griffen.

FUr die Berechnung des Baurechtszinses pro Quadratmeter ergibt sich aus
den oben erwahnten Vorgaben folgende Formel:

Landpreis x gilltiger Zinssatz = Baurechtszins/m?
Aktuell liegt der Referenzzinssatz bei 1,50 % (Stand Mai 2018). Der fixe
Zinsanteil ist 1,50 %. Total belauft sich der Baurechtszinssatz derzeit auf

3,00 %.

Folglich ergibt sich aufgrund der vorstehenden Grundformel fir das erste Jahr
folgender Baurechtszins:

Pro Quadratmeter:
Fr. 450.00 (Landpreis) x 3,00 % = Fr. 13.50/m?

Gesamte Flache Werkhof:
(3'400 m? + 200 m?) x Fr. 13.50 = Fr. 48'600.00 pro Jahr

Der Baurechtszins ist zu 37,6 % von der Einwohnergemeinde und zu 62,4 %
von den Werken zu tragen. Die detaillierte Aufteilung kann dem Bericht zu
Traktandum 9 entnommen werden.
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Vorgesehener Standort des Werkhofs an der Tagerhardstrasse (rot umrandet).
Der gelbe Umriss zeigt den Standort der heutigen Reithalle, welche zurtck-
gebaut und durch einen Neubau an anderer Stelle auf der Parzelle 937 ersetzt
wird.
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Zustimmung der Ortsbiirgergemeindeversammlung

Die Begrundung eines Baurechts fallt bei der Ortsbirgergemeinde in die Zu-
standigkeit der Ortsburgergemeindegemeindeversammlung. Diese hat uber
das vorliegende Geschaft an der Versammlung vom 12. Juni 2018 zu befin-

den.

Antrage:

1. Dem Baurecht auf Parzelle 937 der Ortsburgergemeinde zu Gunsten der
Einwohnergemeinde zur Realisierung eines Werkhofes sei zu den folgen-
den Bedingungen zuzustimmen:

1.

Flache: ca. 3'400 m?, zuziiglich Flachenanteil von ca. 200 m? fiir interne
Erschliessung, total somit ca. 3'600 mZ.

Art des Baurechts: selbststandiges und dauerndes Baurecht.
Dauer des Baurechts: 50 Jahre.

Als Preisbasis fur den Baurechtszins wird ein Landwert von Fr. 450.00
pro Quadratmeter eingesetzt.

Anpassung Landwert: Der Landwert wird 5-jahrlich, zu 50 % gebunden
an die Veranderung des Landesindex der Konsumentenpreise (LIK),
angepasst.

Basis-Zinssatz: Der Basis-Zinssatz betragt 3,00 % (Stand Mai 2018). Er
setzt sich zusammen zur Halfte aus dem aktuellen hypothekarischen
Referenzzinssatz des Bundes (derzeit 1,50 %) und zur Halfte aus
einem fixen Zinssatz von 1,50 %.

Anpassung Zinssatz: Der Zinssatz wird jeweils bei Falligkeit dem
aktuellen hypothekarischen Referenzzinssatz des Bundes angepasst.

2. Der Gemeinderat sei zu ermachtigen, den Baurechtsvertrag unter den vor-
stehenden Bedingungen abzuschliessen.
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Traktandum 8

Bau Werkhof "Téagerhard"; Verpflichtungskredit

Ausgangslage

In den letzten 30 Jahren hat sich die Einwohnerzahl von Wurenlos fast ver-
doppelt. Mit dem starken Wachstum der Gemeinde sind auch ihre Aufgaben im
offentlichen Bereich gewachsen. Gerade die Gemeindebetriebe, d. h. das
Bauamt und die Technischen Betriebe Wurenlos (TBW), welche auf grossere
Raume fur Material und Fahrzeuge angewiesen sind, wurden im Bereich des
Gemeindehauses und der Schulanlage in ihrem Betrieb immer mehr einge-
schrankt.

Nach und nach kamen deshalb mehrere Aussenstandorte hinzu. So sind das
Bauamt und die Technischen Betriebe aktuell auf 6 Standorte und 2 Aussen-
lager im ganzen Dorf verteilt. Weder die von den TBW im Gewerbegebiet
"Grosszelg" gemietete Tiefgarage, noch die teils historischen Gemeindebau-
ten, wie die Zentrumsscheune, wurden fur diese Verwendung gebaut und sind
deshalb provisorischen Charakters.
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Im Gemeindehaus sind die Technischen Betriebe und das Bauamt getrennt an
den jeweiligen Gebaudeenden angeordnet. Synergien, wie es moderne
Gemeindebetriebe pflegen, konnen deshalb kaum genutzt werden. Erschwe-
rend sind hier fur den Betrieb auch die vielen Aussenstandorte. Fir die interne
Logistik und die saisonale Materialumstellung fallen deshalb viele zusatzliche
Arbeitsstunden an, was zu einer sehr ineffizienten Arbeitsweise fuhrt.

Die Arbeitssicherheit und die Arbeitshygiene der bestehenden Arbeitsplatze
sind nicht mehr zeitgemass. Die Aufenthalts- und Nebenraume fur das Bauamt
entsprechen in keiner Weise den heutigen gesetzlichen Anforderungen.

Die geschilderte Situation ist seit mehreren Jahren bekannt und die Umstande
haben sich durch zusatzliche Aussenstandorte in den letzten Jahren noch ver-
schlechtert. Es wurden deshalb bereits mehrere Anlaufe unternommen, um
eine definitive Losung zu finden.

Losung

Mit der Erschliessung und Bebauung der Ortsburgerparzelle 937 im Gewerbe-
gebiet "Tagerhard" bietet sich eine einmalig gute dauerhafte Losung fur den
Standort eines Gemeindewerkhofes an. Die Ortsblrgergemeinde bietet der
Einwohnergemeinde an, das bendtigte Land im Baurecht zu ubernehmen
(siehe Traktandum 7 hiervor). Mit einem Werkhof kdnnen die vielen verstreu-
ten Aussenstandorte aufgehoben und das Bauamt und die Technischen
Betriebe baulich zusammengefihrt werden. Durch den Standort im neu ent-
stehenden Gewerbegebiet "Tagerhard" konnen beide auch im Hinblick auf die
Zusammenarbeit mit den dort angesiedelten Unternehmungen profitieren.

Mit dem Bau eines zentralen Werkhofes wird ein struktureller Grundstein fur
einen modernen und wirtschaftlichen Gemeindebetrieb geschaffen. Die gros-
sen Maschinen und notwendigen Materiallager werden an einem Standort zu-
sammengefasst. Viele Synergien im Betrieb kdnnen so genutzt werden. Auch
die dringend bendtigten und gesetzlich geforderten Umkleide- und Nassraume
(Arbeitshygiene) fur die Arbeitsplatze mussen so nur einmal erstellt werden.

Aufgrund einer genauen Bedarfsanalyse und durch Miteinbeziehen von Erfah-
rungen aus anderen Gemeinden, die mit dem gleichen Problem konfrontiert
waren, ist der Werkhof exakt auf die Bedurfnisse und die internen Ablaufe zu-
geschnitten. Mit den noch vorhandenen Freiflachen soll moglichst haushalte-
risch umgegangen werden. Aus diesem Grund sind die Funktionen, soweit
baulich und wirtschaftlich moglich, aufeinandergestapelt. Auf dem Dach sind
demnach die Buros der Technischen Betriebe angeordnet, welche die techni-
sche Leitung des Werkhofs sicherstellen. Die Einwohnergemeinde Wurenlos
nimmt mit dem Neubau als Arbeitgeberin ihre Verantwortung wahr und bringt
die Arbeitsplatze auf den neuesten Stand bezuglich Arbeitshygiene- und
Sicherheitsvorschriften.
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Der Auszug des Bauamtes und der Technischen Betriebe aus dem Gemein-
dehaus bietet fur die Gemeindeverwaltung die Mdglichkeit, die allgemein sehr
angespannten Raumverhaltnisse langfristig zu l6sen. Ausserdem wird die an-
grenzende Schulanlage vom Betriebsverkehr mit grosseren Fahrzeugen ent-
lastet. Die gemietete Tiefgarage im "Grosszelg" kann ihrer ursprunglichen
Funktion zurlickgegeben und die Mietkosten eingespart werden. Die histori-
sche Zentrumsscheune kann zukunftig besser den kulturellen Nutzungen die-
nen, wie beispielsweise den bereits heute sehr beliebten Anlassen Christ-
chindlimart und Openair-Kino. Bis anhin mussten sich die kulturellen Veran-
staltungen mehrheitlich auf den Aussenraum der Zentrumsscheune beschran-
ken. Mit der Aufhebung des Bauamtslagers standen die grossen Innenraume
freier zur Verfugung.

Projektbeschrieb

Der Werkhof soll nicht nur einen ansprechenden Eingang des neuen Gewer-
begebietes "Tagerhard" bieten, sondern auch die Zugange zum Naherho-
lungsgebiet "Tagerhardwald" attraktiv halten. Er ist so angeordnet, dass die
Verkehrsflachen zum Gewerbegebiet hin ausgerichtet sind und deshalb auch
mehrfach genutzt werden konnen. Die versiegelten Flachen sollen so klein wie
notig ausfallen. Die Aussenlager sind zur Bahnlinie hin platziert und wirden bei
spaterem Ausbaubedarf eine Erweiterung sichern. Ebenfalls im Aussenraum
ist ein Salz-Silo platziert, das die Arbeiten fur den Winterdienst enorm erleich-
tert. Der schone Baumbestand bleibt erhalten und bildet zugleich die gesetzlich
geforderte Grunflache fur das Gewerbegebiet.

Eine exakte Bedarfsanalyse am heutigen Bestand war Grundlage fur das neue
Raumkonzept. Viele doppelt gefuhrte Flachen konnten so zusammengefasst
werden. Ebenfalls sind Flachen mit gleichen Anforderungen nebeneinander
angeordnet, um den Werkhof strukturell mdglichst einfach, aber auch flexibel
zu halten. Die Lager von sperrigen, witterungsunabhangigen Materialien sind
aussen, gut zuganglich, angebracht.

Grundsatzlich kann der Werkhof in vier Bereiche gegliedert werden: Ein Unter-
geschoss fur mittelgrosse Materialien, Geratschaften und Fahrzeuge der
Technischen Betriebe. Eine hohe Halle im Erdgeschoss, die Platz fur grosse
Fahrzeuge des Bauamtes mit dessen Geraten bietet und mit einem Zwischen-
boden im hinteren Teil die rasche und einfache Versorgung von Material er-
maoglicht. Eine Ebene auf dem Hallendach, in welcher der gemeinsame Auf-
enthaltsraum sowie die Buros der Technischen Betriebe angeordnet sind. Ver-
bunden werden diese drei Ebenen Uber einen Kopfbau, der die Nebenraume
(Umkleide, Sanitare Anlagen, Aufenthaltsraume und Arbeitsplatze Bauamt)
und die Erschliessung beinhaltet.
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Das Untergeschoss und das Treppenhaus mit Aufzug werden in Stahlbeton
ausgefuhrt und bilden so das schutzende und mit schweren Fahrzeugen be-
fahrbare Fundament. Die grossen Spannweiten der Hallen mit einer moglichst
leichten und einfachen Konstruktion sind ideal fur einen Holzbau. Zudem bietet
dieser eine sehr gute Umweltvertraglichkeit und kann lokale Ressourcen ideal
nutzen. Die Fassade ist ebenfalls in Holz geplant und ist durch den konstrukti-
ven Schutz auch langlebig und unterhaltsarm. Zusatzlich ist diese fur eine an-
genehme und warme Wahrnehmung von aussen verantwortlich, sodass sich
der Gewerbebau moglichst gut im Umfeld eingliedert. Detailliert gepruft wurde
die Realisierung einer Holzschnitzelheizung. Doch die hohen Investitions- und
die Betriebskosten fuhrten zum Entscheid, dass die Warmegewinnung durch
eine Warmepumpe erfolgen soll.

Der Werkhof wird den heutigen Anforderungen an einen modernen Arbeits-
platz gerecht. Viele Bereiche sind fur stehendes Arbeiten ausgelegt. Die ge-
meinsamen Arbeits- und Aufenthaltsraume fordern einen raschen Informa-
tionsaustausch, sodass eine bereichsubergreifende Arbeitsweise stattfinden
kann.
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Infrastruktur Gewerbegebiet

Mit dem Bau des Werkhofes soll gleichzeitig die infrastrukturelle Versorgung
des neuen Gewerbegebiets "Tagerhard" sichergestellt werden. So werden die
notwendigen Vorinvestitionen fur den Bau einer Transformatorenstation und
die Installation der Kopfstation fur das Kommunikationsnetz im Werkhof inte-

griert.
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Kosten

Werkhof Fr. 4'069'223.00
Betriebseinrichtungen Fr. 919'322.00
Rohbau Netzinfrastruktur Fr. 336'142.00
Gesamtkosten (inkl. MWST) Fr. 5'324'687.00

Die Position "Rohbau Netzinfrastruktur" beinhaltet die Vorbereitung fur die
Transformatorenstation und die Kopfstation fur das Kommunikationsnetz
Wirenlos. Diese beiden Kosten werden direkt den beiden Werken Elektrizi-
tatsversorgung und Kommunikationsnetz belastet.

Kostenzusammenstellung ohne Netzinfrastruktur

Werkhof Fr. 4'069'223.00
Betriebseinrichtungen Fr. 919'322.00
Gesamtkosten (inkl. MWST) Fr. 4'988'545.00

Finanzierung

Die Finanzierung der Gesamtkosten von Fr. 4'988'545.00 soll durch die betei-
ligten Werke nach folgendem Kostenteiler erfolgen:

Bauamt 37,60 % Fr. 1'875'693.00
Elektrizitatsversorgung 30,00 % Fr. 1'496'564.00
Wasserversorgung 18,00 % Fr. 897'938.00
Abwasserbeseitigung 8,90 % Fr. 443'980.00
Kommunikationsnetz 5,50 % Fr. 274'370.00

Der Anteil von 37,6 % fur das Bauamt ist von der Einwohnergemeinde zu tra-
gen. Der ubrige Anteil von 62,4 % wird durch die beteiligten Eigenwirtschafts-
betriebe finanziert.

Alternative Mietlbésung

In Betracht gezogen wurde auch eine Finanzierung des Werkhofes uber die
Technischen Betriebe Wurenlos mit Weitervermietung an die Bereiche Bauamt
(Einwohnergemeinde) und Abwasserbeseitigung. Dies hatte jahrliche Miet-
kosten von Fr. 93'954.00 fur die Einwohnergemeinde bzw. Fr. 22'210.00 fur
das Abwasserwerk zur Folge. Diese Kosten wurden die Laufende Rechnung
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zusatzlich belasten. Der Gemeinderat erachtet diese Losung mit Blick auf die
Finanzen der Einwohnergemeinde als weniger nachhaltig.

Betriebs- und Unterhaltkosten

Nach Fertigstellung des Werkhofes ist mit folgenden jahrlichen Betriebs- und
Unterhaltskosten zu rechnen:

Kapitalkosten (Stand Mai 2018)

Baurechtszins zu Gunsten Ortsblrgergemeinde Fr. 48'600.00
Kontokorrentzins zu Gunsten Einwohnergemeinde Fr. 12'678.00

Bewirtschaftungskosten

Betriebskosten 0,25 % der Anlagekosten Fr. 12'471.00
Unterhaltskosten 0,75 % der Anlagekosten Fr. 37'414.00
Abschreibung 2,86 % der Anlagekosten Fr. 142'672.00
Risikoanteil 0,10 % der Anlagekosten Fr. 4'988.00
Total Betriebs- und Unterhaltskosten Fr. 258'823.00
abzuglich Mietkosten heutiges Aussenlager - Fr. 50'500.00
jahrliche Mehrkosten ftr Betrieb und Unterhalt Fr. 208'323.00

Die Betriebs- und Unterhaltskosten werden unter den beteiligten Werken nach
dem Investitionsverteilschlissel aufgeteilt.

Antrag:

FUr den Neubau des Werkhofes "Tagerhard" sei ein Verpflichtungskredit von
Fr. 4'988'000.00 zu genehmigen.
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Anhang

Allgemeine Rechte der Stimmbdurger

Initiativrecht

Durch begrindetes schriftliches Begehren kann ein Zehntel der Stimmberechtigten
die Behandlung eines Gegenstandes in der Versammlung verlangen. Gleichzeitig
kann die Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung verlangt werden (§ 22
Abs. 2 Gemeindegesetz).

Anspruch auf rechtzeitiges Aufbieten

Spatestens 14 Tage vor der Gemeindeversammlung sind die Stimmberechtigten
vom Gemeinderat durch Zustellung der Stimmrechtsausweise und der Traktanden-
liste mit den Antragen und allfalligen Erlauterungen aufzubieten. Die Akten liegen in
dieser Zeit offentlich auf.

Antragsrecht

Jeder Stimmberechtigte hat das Recht, zu den in der Traktandenliste aufgefiihrten
Sachgeschaften Antradge zur Geschaftsordnung und zur Sache zu stellen (§ 27
Abs. 1 Gemeindegesetz). Flr das Aufstellen der Traktandenliste ist der Gemeinderat
zustandig.

Antrage zur Geschaftsordnung sind sogenannt formelle Antrage (z. B. Rickwei-
sungsantrag); Antrage zur Sache sind solche materieller Natur (z. B. Anderungs-
bzw. Erganzungsantrag).

Recht auf Durchflihrung einer geheimen Abstimmung

Ein Viertel der an der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten kann eine ge-
heime Abstimmung verlangen.

Vorschlagsrecht

Jeder Stimmberechtigte ist befugt, der Versammlung die Uberweisung eines neuen
Gegenstandes zum Bericht und Antrag vorzuschlagen. Stimmt die Versammlung
einem solchen Uberweisungsantrag zu, hat der Gemeinderat den betreffenden Ge-
genstand zu prufen und auf die Traktandenliste der nachsten Versammlung zu set-
zen. Ist dies nicht mdglich, hat er der Versammlung die Griinde darzulegen.

Anfragerecht

Jeder Stimmberechtigte kann zur Tatigkeit der Gemeindebehdrden und der Gemein-
deverwaltung Anfragen stellen. Diese sind sofort oder an der nachsten Versammlung
zu beantworten. Das Anfragerecht wird in der Regel unter dem Traktandum "Ver-
schiedenes" ausgeubt.



Abschliessende Beschlussfassung

Die Gemeindeversammlung entscheidet Uber die zur Behandlung stehenden Sach-
geschafte abschliessend, wenn die beschliessende Mehrheit wenigstens einen
Flunftel der Stimmberechtigten ausmacht.

Publikation der Versammlungsbeschlisse

Alle Beschlusse der Einwohnergemeindeversammlung sind ohne Verzug zu verof-
fentlichen. Die Veroffentlichung erfolgt in der Limmatwelle und im Amtsblatt des
Kantons Aargau.

Fakultatives Referendum

Nicht abschliessend gefasste positive und negative Beschlusse der Gemeindever-
sammlung sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von einem Zehntel
der Stimmberechtigten innert dreissig Tagen, gerechnet ab Veroffentlichung, schrift-
lich verlangt wird. Unterschriftenlisten kbnnen zusammen mit einem Merkblatt bei der
Gemeindekanzlei bezogen werden. Vom fakultativen Referendum ausgeschlossen
sind BeschlUsse Uber die Zusicherung des Gemeindebulrgerrechts.

Urnenabstimmung / Referendumsabstimmung

Ist gegenuber einem Versammlungsbeschluss das Referendum zustande gekom-
men, so entscheidet die Gesamtheit der Stimmberechtigten an der Urne. Der Urnen-
abstimmung unterliegen in allen Fallen (obligatorisches Referendum) die Anderung
der Gemeindeordnung, Beschliisse tiber Anderungen im Bestand von Gemeinden
und solche auf Einfihrung der Organisation mit Einwohnerrat.

Beschwerderecht

Gegen Beschlusse der Einwohnergemeindeversammlung kann beim Departement
Volkswirtschaft und Inneres, Gemeindeabteilung, 5001 Aarau, Beschwerde geflhrt
werden. Die Frist betragt 30 Tage.





